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Beschäftigungs- und Sozialpolitik 

Die Bereiche Beschäftigungs- und Sozialpolitik zählen zu jenen Politikfeldern, in denen der EU nur 

eingeschränkte Handlungsmöglichkeiten übertragen wurden. In erster Linie sind es nach wie vor 

die EU-Mitgliedstaaten, die in diesen Bereichen zuständig sind. Die Union unterstützt und ergänzt 

lediglich die Tätigkeiten der Mitgliedstaaten im Bereich der Sozialpolitik, wobei ihr in bestimmten 

sozialpolitischen Bereichen die Kompetenz zur Erlassung von Mindestvorschriften mittels 

Richtlinien zukommt. Der EU-Besitzstand im Bereich Beschäftigung und Soziales umfasst 

inzwischen u. a. Vorschriften zur Regulierung der Arbeitszeiten, zur Bekämpfung von 

Diskriminierung am Arbeitsplatz, zur Gewährleistung sicherer Arbeitsbedingungen und zur 

Sicherung des Rechts auf Entschädigung bei Arbeitsunfällen. 

In der vorangegangenen Mandatsperiode der Europäischen Kommission (EK) wurde die soziale 

Dimension zu einer Kernpriorität erhoben. So wurden unter Kommissionspräsident Juncker 

insgesamt 27 Gesetzgebungsinitiativen im Sozialbereich lanciert,1 wobei der Großteil der Initiativen 

noch innerhalb der Wahlperiode zum Abschluss gebracht werden konnte. 

Auch die aktuelle Präsidentin der EK, Ursula von der Leyen, kündigte bereits im Rahmen der 

Präsentation ihrer politischen Leitlinien für die aktuelle Funktionsperiode unter dem Titel „Eine 

Wirtschaft, deren Rechnung für die Menschen aufgeht“ eine Reihe von sozialpolitischen Initiativen 

an. Mit Vorlage der Mitteilung über „Ein starkes soziales Europa für einen gerechten 

Übergang“, COM(2020) 14 final, am 14. Jänner 2020 präzisierte die neue EK ihre Vorhaben im 

sozialpolitischen Bereich und gab einen ersten Ausblick auf die sozialpolitischen Initiativen, die 

2020 bzw. 2021 auf europäischer Ebene auf den Weg gebracht werden sollten, wobei der im 

Arbeitsprogramm der EK für das Jahr 2020 ursprünglich avisierte Zeitplan hinsichtlich mancher 

dieser Initiativen vor dem Hintergrund der COVID-19-Krise jedoch angepasst werden musste. 

Mit Vorlage dieser Mitteilung setzte die EK insbesondere auch einen breit angelegten 

Konsultationsprozess in Gang, auf dessen Grundlage die EK den gemeinsamen Aktionsplan zur 

europäischen Säule sozialer Rechte, COM(2021) 102 final, ausarbeitete (siehe hierzu unten). 

Im Rahmen dieser Konsultation im Vorfeld der Unterbreitung des Aktionsplans zur europäischen 

Säule sozialer Rechte lud die EK „alle europäischen, nationalen, regionalen und lokalen Behörden 

und Partner“ ein, sich bis Ende November 2020 im Rahmen einer Konsultation entweder zu 

weiteren erforderlichen Maßnahmen im Hinblick auf die Umsetzung der sozialen Säule zu äußern 

oder sich zu eigenen konkreten Verpflichtungen in diesem Zusammenhang zu bekennen. Auch 

das Land Wien nahm an dieser Konsultation teil und gab eine umfangreiche Stellungnahme ab. 

1 In der Mitteilung der EK zu „Effizientere Entscheidungsfindung in der Sozialpolitik: Ermittlung möglicher 
Bereiche für einen verstärkten Übergang zur Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit“, COM(2019) 186 
final, werden insgesamt 27 Gesetzgebungsinitiativen im Bereich Beschäftigung und Soziales für den 
Zeitraum 2014 bis 2019 aufgelistet. 
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Seit Beginn der Amtsperiode von Kommissionspräsidentin Von der Leyen wurde eine Reihe von 

Initiativen im Bereich der Sozialpolitik von der EK auf den Weg gebracht. In diesem 

Zusammenhang sind die folgenden Initiativen hervorzuheben: 

– Richtlinienvorschlag über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen Union 

Als eine ihrer zentralen politischen Schwerpunkte im sozialpolitischen Bereich kündigte 

Kommissionspräsidentin Von der Leyen bereits im Rahmen der Präsentation ihrer politischen 

Leitlinien die Vorlage eines Rechtsinstruments zur Sicherstellung eines fairen Mindestlohns für alle 

ArbeitnehmerInnen in der Union. Zeitgleich mit der Vorlage der o. a. Mitteilung der EK über „Ein 

starkes soziales Europa für einen gerechten Übergang“ am 14. Jänner 2020 startete die EK hierzu 

die erste Phase des in Art. 154 AEUV vorgesehenen zweistufigen Konsultationsverfahrens mit 

europäischen Sozialpartnerverbänden. Nach Prüfung der von den Sozialpartnern in dieser ersten 

Konsultationsphase geäußerten Standpunkte leitete die EK am 3. Juni 2020 die zweite Phase der 

Konsultation ein, wobei die Sozialpartner diesmal eingeladen wurden, sich zum möglichen Inhalt 

und Instrument der geplanten Initiative zu äußern. Nachdem die europäischen 

Sozialpartnerverbände auch nach der zweiten Konsultationsphase nicht in zweiseitige 

Verhandlungen im Hinblick auf den Abschluss einer Vereinbarung gem. Art. 155 AEUV traten, legte 

die EK schließlich Ende Oktober 2020 selbst eine Gemeinschaftsmaßnahme vor, und zwar in Form 

eines Vorschlags für eine Richtlinie über angemessene Mindestlöhne in der Europäischen 

Union, COM(2020) 682 final. Mit diesem RL- Vorschlag beabsichtigt die EK einen Rahmen zur 

Verbesserung der Angemessenheit der Mindestlöhne und des Zugangs der Arbeitnehmerinnen 

und Arbeitnehmer zum Mindestlohnschutz – in Form eines gesetzlichen Mindestlohns oder in Form 

von tarifvertraglich festgelegten Löhnen – zu schaffen. Im März 2021 legte der juristische Dienst 

des Rates (JDR) ein Gutachten über die Frage der Zulässigkeit der Rechtsgrundlage des RL-

Vorschlags vor, das die Tragfähigkeit der gewählten Rechtsgrundlage für den RL-Vorschlag im 

Wesentlichen bestätigte, jedoch eine Reihe von sprachlichen Anpassungen empfahl.2 Im 

Dezember 2021 einigte sich der Rat auf eine Allgemeine Ausrichtung, sodass unter französischem 

Ratsvorsitz die interinstitutionellen Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament (sog. „Trilog“-

Verhandlungen) zu diesem Rechtsakt aufgenommen werden konnten.3 Im Juni 2022 konnte unter 

französischem Ratsvorsitz eine vorläufige Einigung mit dem EP über den Vorschlag einer Richtlinie 

über angemessene Mindestlöhne in der EU erzielt werden.4 Nach Billigung der vorläufigen 

2 https://agenceurope.eu/en/bulletin/article/12675/13. 
3 https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/12/06/council-agrees-on-mandate-for-
negotiations-on-a-eu-framework-on-adequate-minimum-wages/. 
4 https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/06/07/minimum-wages-council-and-european-
parliament-reach-provisional-agreement-on-new-eu-law/. 

3 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/06/07/minimum-wages-council-and-european
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2021/12/06/council-agrees-on-mandate-for
https://agenceurope.eu/en/bulletin/article/12675/13


 

 

           

    

 

       

          

      

          

        

        

           

    

      

         

          

    

  

 

      

 

      

        

        

             

    

           

       

         

         

    

       

        

       

            

         

      

Einigung durch die Co-Gesetzgeber im Herbst 2022 wurde die Richtlinie am 25. Oktober 2022 im 

Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

– EK Mitteilung betreffend den Aktionsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte 

Wie bereits zuvor angemerkt, legte die EK am 4. März 2021 eine Mitteilung betreffend den 

Aktionsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte, COM(2021) 102 final, vor. Dieser 

Aktionsplan war bereits im Rahmen der Präsentation der politischen Leitlinien der 

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen als zentrales Vorhaben im Zusammenhang mit der 

Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte angekündigt worden. Am 26. Mai 2021 erging 

hierzu eine einheitliche Stellungnahme der Länder (VSt-4992/22). Darin kommen die Länder zu 

dem Ergebnis, dass der Aktionsplan zur europäischen Säule sozialer Rechte „ein grundsätzlich 

ausgewogenes Maßnahmenprogramm für das europäische Arbeits- und Sozialwesen“ darstelle, 

jedoch „bei einigen der angekündigten Maßnahmen – etwa bei Mindesteinkommensregelungen 

und im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben – [...] auch künftig auf die Einhaltung 

der Kompetenzverteilung und die Wahrung des Subsidiaritätsprinzips besonderes Augenmerk zu 

legen“ sei. 

– Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zur Einführung einer Europäischen Garantie 

für Kinder 

Ein weiteres zentrales sozialpolitisches Vorhaben der aktuellen EK, das im Zusammenhang mit 

der Umsetzung der europäischen Säule sozialer Rechte steht und ebenfalls bereits in den 

politischen Leitlinien der Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen für die Amtsperiode 2019 

– 2024 angekündigt wurde, ist der am 24. März 2021 von der EK veröffentlichte „Vorschlag für 

eine Empfehlung des Rates zur Einführung einer Europäischen Garantie für Kinder“, 

COM(2021) 137 final. Hierzu erging am 1. Juli 2021 eine einheitliche Stellungnahme der Länder 

(VSt-3134/12). Darin wurde u. a. die massive rechtliche und finanzielle Betroffenheit der Länder im 

Hinblick auf die möglichen Auswirkungen der Ratsempfehlung festgestellt und in Bezug auf die 

Einhaltung der Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit u. a. moniert, dass verfahrensrechtliche 

Erfordernisse des „Subsidiaritätsprotokolls“ nicht erfüllt wurden, vor dem Hintergrund des 

nichtverbindlichen Charakters der Ratsempfehlung der Titel „Garantie“ irreführend und die 

vorgeschlagene Maßnahme zudem „offensichtlich ungeeignet“ sei, um der Zielsetzung dieser 

Initiative gerecht zu werden. Im Rahmen der Erstellung der einheitlichen Länderstellungnahme hat 

das Land Wien eine Stellungnahme abgegeben, in der insbesondere unterstrichen wurde, dass 

die Ratsempfehlung insofern einen Mehrwert darstelle, als damit das EU-weite Problem der 

Kinderarmut verstärkt in den Fokus der politischen Aufmerksamkeit gerückt wird und dadurch die 
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Mitgliedstaaten zu verstärkten Anstrengungen bewegt werden. Die Stellungnahme von Wien wurde 

in der finalen Fassung der einheitlichen Länderstellungnahme berücksichtigt. 

– Europäische Strategie für Pflege und Betreuung 

Auch das Arbeitsprogramm der EK für das Jahr 2022 enthält einige sozialpolitische Initiativen, die 

im Laufe des Jahres 2022 vorgelegt wurden bzw. werden sollen. So ist u. a. die Vorlage einer 

„Empfehlung zum Mindesteinkommen“, eines Legislativvorschlags zur „Stärkung der Rolle und 

Unabhängigkeit der Gleichstellungsstellen“ sowie von Initiativen im Zusammenhang mit einer 

„Europäischen Pflegestrategie“ in Aussicht genommen. Betreffend die letztgenannte Initiative legte 

die EK am 7. September 2022 eine Mitteilung „zur Europäischen Strategie für Pflege und 

Betreuung“, COM(2022) 440 final, begleitet von einem Vorschlag für eine Empfehlung des Rates 

„über den Zugang zu bezahlbarer und hochwertiger Langzeitpflege“, COM(2022) 441 final, sowie 

einem weiteren Vorschlag für eine Empfehlung des Rates „zur Überarbeitung der Barcelona-Ziele 

zu frühkindlicher Betreuung, Bildung und Entwicklung“, COM(2022) 442 final, vor. Die Europäische 

Strategie für Pflege und Betreuung zielt darauf ab, hochwertige, bezahlbare und leicht zugängliche 

Pflege- und Betreuungsdienste in der gesamten EU zu gewährleisten und die Situation der 

Betreuungs- und Pflegebedürftigen sowie der Betreuenden und Pflegenden zu verbessern. Damit 

soll diese Initiative zur Umsetzung in der europäischen Säule sozialer Rechte verankerter 

Grundsätze beitragen. Die Initiativen betreffend die Langzeitpflege sowie die Überarbeitung der 

Barcelona-Ziele wurden zudem bereits in dem im März 2021 vorgelegten Aktionsplan der EK zur 

europäischen Säule sozialer Rechte angekündigt. 
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Finanzen 

Die Vorschläge zum Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) der EU 2021-2027 wurden Anfang Mai 

2018 veröffentlicht, gefolgt von den zugehörigen fondsspezifischen Verordnungsvorschlägen. 

Die Mittelaufbringung für das EU-Budget wird im sogenannten Eigenmittelbeschluss (EMB) 

geregelt. Der MFR muss sich innerhalb der Grenzen der Eigenmittel der EU bewegen. Diese 

gliedern sich aktuell in traditionelle Eigenmittel (Agrarabschöpfungen und Zölle), Mehrwertsteuer-

Eigenmittel und Bruttonationaleinkommen(BNE-)Eigenmittel. Die EK schlug 2018 vor, diese um 

drei neue Eigenmittelkategorien (auf Basis einer gemeinsamen konsolidierten 

Körperschaftssteuer-Bemessungsgrundlage, des Emissionshandelssystems der EU sowie der 

Menge an Verpackungsabfällen aus Kunststoffen) zu ergänzen, um die Abhängigkeit von den 

BNE-Eigenmitteln zu verringern. 

Ebenfalls neu vorgeschlagen wurde eine Verordnung über den Schutz des Haushalts der Union 

im Falle von generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten, 

COM(2018) 324 final. Vorgesehen ist, dass in einem der Art, der Schwere und dem Umfang der 

festgestellten Mängel entsprechenden Ausmaß der Zugang zu EU-Mitteln für den betroffenen MS 

ausgesetzt, verringert oder eingeschränkt werden kann. Die rechtliche Zulässigkeit des 

sogenannten Rechtsstaatsmechanismus wurde zwischenzeitig vom EuGH bestätigt (EuGH vom 

16. Februar 2022, C-156/21 und C-157/21). 

Mit dem Paket aus 2018 war für Österreich ein wesentlich höherer Beitrag zu den EU-Finanzen als 

bisher zu erwarten, da einerseits ein Auslaufen des Rabatt-Rabatt-Systems für die Nettozahler 

vorgesehen war und anderseits schon im Mai 2018 höhere Eigenmittel (Abrufsatz von 3% der 

gemeinsamen Körperschaftssteuer-Bemessungsgrundlage, ein Anteil von 20% der 

Versteigerungseinnahmen aus dem Emissionshandelssystem und ein nationaler Beitrag auf 

Grundlage der Menge an nicht wiederverwerteten Kunststoffverpackungsabfällen) vorgeschlagen 

wurden. 

Die Bundesländer haben hiezu eine einheitliche Stellungnahme verfasst, worin insbesondere auf 

die Beschlüsse der Landeshauptleutekonferenzen vom 10. November 2017 und vom 18. Mai 2018 

verwiesen wird, in der sich die Länder dafür aussprechen, weder die allgemeine Steuerlast noch 

die Beitragslast der Länder zu erhöhen. Demzufolge werden Mindereinnahmen durch Erhöhung 

der Prozentsätze sowie die Einführung neuer Eigenmittelkategorien abgelehnt. Ebenso wird darauf 

verwiesen, dass die Landeshauptleute eine Fortführung der Kohäsionspolitik für alle Regionen 

befürworten, sich für eine stärkere Fokussierung des Einsatzes von kohäsionspolitischen Mitteln 

aussprechen und die GAP-Reform den aktuellen Herausforderungen der Landwirtschaft Rechnung 

tragen soll. 

Die EK unter Präsidentin Ursula von der Leyen hat zur Umsetzung des Green Deals den Vorschlag 

zu einem Fonds für einen gerechten Übergang (=Just Transition Fonds, JTF), COM(2020) 22 vom 
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14. Jänner 2020, der mit 100 Mio. Euro dotiert sein soll, veröffentlicht, der allerdings einen Teil 

seiner Mittel aus den bereits bestehenden Fonds abschöpfen soll. 

– Neuer MFR und InvestEU aufgrund der COVID-19-Pandemie 

Die Verhandlungen der MS zum Abschluss des MFR sowie der Erweiterung um den JTF waren 

zwar schon weit gediehen, allerdings erfordern vor allem die finanziellen Auswirkungen der COVID-

19-Pandemie wesentliche Änderungen in der europäischen Finanzgebarung. Erste finanzielle Hilfe 

brachten diverse VO-Entwürfe, die eine schnellstmögliche Auszahlung von Geldern an die MS 

sicherstellten. 

„Die Stunde Europas“ und „Der EU-Haushalt als Motor für den Europäischen Aufbauplan“ 

In einem zweiten Schritt beauftragte der Europäische Rat im Frühjahr 2020 die Schaffung eines 

Wiederaufbauplans, in dem die Schwerpunkte „Green Transition“ und „Digital Transformation“ eine 

zentrale Rolle für eine widerstandsfähige Infrastruktur spielen sollen. 

Daher hat die EK als umfassende Reaktion auf die weltweite Krise einen Vorschlag für einen 

Aufbauplan „Die Stunde Europas – Schäden beheben und Perspektiven für die nächste Generation 

eröffnen“, COM(2020) 456, vorgelegt. Um vor allem die finanziellen Auswirkungen innerhalb 

Europas abzufedern, wurden neue Instrumente vorgeschlagen und auch der Entwurf des 

Mehrjährigen Finanzrahmens 2021 bis 2027 – mit der Mitteilung „Der EU-Haushalt als Motor für 

den Europäischen Aufbauplan“, COM(2020) 442, sowie weiteren Ergänzungen in den 

Sektorenprogrammen – der neuen wirtschaftlichen Ausgangssituation angepasst. Vor dem 

Hintergrund der schwer betroffenen Gesundheits- und Sozialsysteme – davon miterfasst sind auch 

unsere Gesellschafts- und Volkswirtschaften – soll durch das mit 750 Mrd. Euro ausgestattete 

Instrument „Next Generation EU (=NGEU)“ sowie durch gezielte Unterstützungen über den 

langfristigen EU-Haushalt ein wesentlicher Beitrag zur Überwindung der Krise und zur Ankurbelung 

der Konjunktur geleistet werden. 

Die finanziellen Mittel sollen durch eine vorübergehende Anhebung der Eigenmittelobergrenze auf 

2% des Bruttonationaleinkommens und durch Kreditaufnahmen auf den Finanzmärkten sowie 

durch die Schaffung neuer Eigenmittel aufgebracht werden. Der neu adaptierte Mehrjährige 

Finanzrahmen (MFR) für die Jahre 2021-2027 sollte um 524,4 Mrd. EUR höher sein als der 

ursprüngliche Vorschlag vom Mai 2018. Allerdings hat die Einführung des Recovery-Fonds (dotiert 

mit 750 Mrd. EUR) – vor allem die Ausweitung der Zuschüsse und deren Rückzahlungen ab 2028 

auf die nächsten 30 Jahre – bedeutende Auswirkungen. Dies umfasst vor allem die nach 2027 

folgenden EU-Budgetplanungen, da das EU-Budget als Haftungshintergrund für die Aufnahme der 

Darlehen dienen wird. Die Zuschüsse sollen innerhalb der Programme des MFR fließen, sodass 

diese den jeweiligen Auflagen der Programme unterliegen werden. 
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Nach zähen Verhandlungen zum MFR brachte dann – im Zuge der Corona-Krise – die Aufstockung 

des Programms „NGEU“ sowie eine Überarbeitung des MFR eine Einigung des Europäischen 

Rates auf dem Gipfel vom 21. Juli 2020. 

Für das Aufbauinstrument „NGEU“ sollen maximal 750 Mrd. EUR (390 Mrd. EUR als Zuschüsse 

und 360 Mrd. EUR als Darlehen) zur Verfügung stehen. Der MFR 2021-2027 wird 1.074 Mrd. EUR 

umfassen. 

Die Verteilung der Finanzmittel aus dem Wiederaufbauinstrument „NGEU“ soll wie folgt stattfinden: 

 Eine neue Aufbau- und Resilienzfazilität im Umfang von 672,5 Mrd. EUR wird in das 

Europäische Semester integriert und soll für den ökologischen und digitalen Wandel 

verwendet werden (312,5 Mrd. EUR für Finanzhilfen und 360 Mrd. EUR für Darlehen). 

 Für die Initiative REACT-EU und die Aufstockung der Kohäsionsprogramme sollen 47,5 

Mrd. EUR, für den Fonds für einen gerechten Übergang 10 Mrd. EUR und dem 

Landwirtschaftsfonds 7,5 Mrd. EUR zur Verfügung gestellt werden. 

 Das Programm InvestEU soll als Anreiz für private Investitionen um 5,6 Mrd. EUR 

aufgestockt werden. 

 Das Katastrophenschutzverfahren rescEU wird mit 1,9 Mrd. Euro höher dotiert und für das 

Programm Horizont werden zusätzlich 5 Mrd. Euro bereitgestellt. 

Dieses zusätzliche Investitionsvolumen soll – wie erwähnt – durch das EU-Budget besichert 

werden. Aufgrund der hohen Dotierung der Fonds – vor allem zur Ausgabe von Anleihen für 

notleidende Staaten – ist daher ein wesentlich höheres EU-Budget als Haftungsgrundlage geboten. 

Daher wird der MFR zunächst wesentlich höhere nationale Beiträge bedingen (Erhöhung der 

Eigenmittelobergrenze auf 1,4% des Bruttonationaleinkommens sowie eine temporäre Erhöhung 

um weitere 0,6%), die mit dem Wiedererstarken der Wirtschaft eine zeitliche Anpassung erfahren 

sollen. 

Eine Zustimmung Österreichs als Mitglied der Gruppe der sog. „Frugal Four“ wurde unter anderem 

durch die Weiterführung eines jährlichen Rabattes in Höhe von 565 Mio EUR bis 2027 ermöglicht, 

sodass die wesentliche Erhöhung des österreichischen Beitrages etwas abgefedert werden 

konnte. 

Die neuen Eigenmittel der EU sollen eine Abgabe auf nicht-recycelte Verpackungsabfälle (0,80 

EUR pro Kilo), zusätzliche Eigenmittel für das CO2-Grenzausgleichssystem und eine Digitalabgabe 

sowie eine Ausweitung des Emissionshandelssystems auf Luft- und Seeverkehr beinhalten. 

Gegen die ursprüngliche Gipfeleinigung vom Juli 2020 hatten allerdings Polen und Ungarn ein Veto 

gegen den MFR – im Konkreten gegen die HaushaltskonditionalitätenVO (dh. die Koppelung der 

Auszahlung der Finanzmittel an die Rechtsstaatlichkeit) – eingelegt, sodass kurzzeitig das 

Erfordernis der Einstimmigkeit für die Beschlussfassung der VO-Vorschläge des MFR im Rat der 

Europäischen Union nicht vorlag. Während des Gipfeltreffens des Europäischen Rates im 
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Dezember 2020 konnte durch eine Zusatzerklärung zum Rechtsstaatsmechanismus (Stopp der 

Auszahlung der Mittel erst bei gerichtlich festgestellter Verletzung der Rechtsstaatlichkeit) eine 

endgültige Einigung zum MFR und zum Programm NGEU gefunden werden. 

Der österreichische Nationalrat und Bundesrat haben daher in weiterer Folge am 30. April 2021 

den sogenannten „Eigenmittelbeschluss“ genehmigt, damit die EU von den MS maximal 1,4% des 

Bruttonationaleinkommens der EU zur Finanzierung von Ausgaben abrufen kann sowie auch durch 

eine außerordentliche und vorübergehende Anhebung der Eigenmittelobergrenze um 0,6% eine 

geplante Mittelaufnahme seitens der EU zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-

Krise ermöglicht wird. 

Der von Österreich ohne Einbindung der Bundesländer eingereichte Aufbau- und Resilienzplan 

wurde von der EK Mitte Juni 2021 positiv bewertet, sodass nunmehr Zuschüsse in Höhe von 3,5 

Mrd. EUR für emissionsfreie Mobilität, Kreislaufwirtschaft, Energieeffizienz von Gebäuden, 

umweltfreundliche Mobilität, Verbesserung der digitalen Konnektivität und einfacheren Zugang zu 

digitaler Bildung sowie eine innovative Forschung bereitgestellt werden. 

Zur Finanzierung der Wirtschaftshilfen hat die EK Anfang September 2021 einen Rahmen zur 

Ausgabe von grünen Anleihen im Umfang bis zu 250 Mrd. EUR bis 2026 geschaffen, wobei jeder 

MS mindestens 37% seines nationalen Aufbau- und Resilienzplanes für klimarelevante 

Investitionen und Reformen aufwenden muss. In der Folge wurden Ende September 2021 bereits 

die „ersten“ 450 Mio. EUR an „Corona-Hilfen“ ausbezahlt, wobei 59% der Investitionen und 

Reformen in Klimaschutzzwecke und 53% in Digitalisierung fließen werden. 

In Entsprechung der politischen Einigung vom Dezember 2020 hat Finanzkommissar Dr. Johannes 

Hahn am 22. Dezember 2021 die Einführung des neuen EU-Eigenmittelsystems vorgeschlagen 

(Mitteilung „Die nächste Generation der Eigenmittel für das EU-Budget“, COM(2021) 566, und 

Beschluss zur Änderung des Beschlusses (EU, Euratom) 2020/2053 über das Eigenmittelsystem 

der Europäischen Union COM(2021) 570). Damit stützen sich die Einnahmen der EU nunmehr auf 

den Emissionshandel (25 % der Einnahmen aus dem Emissionshandel sollen Eigenmittel der EU 

werden), auf Ressourcen aus dem CO2-Grenzausgleichssystem (75% der Einnahmen) und auf 

Anteile von Residualgewinnen multinationaler Unternehmen (letztere – nämlich 15% der 

Einnahmen – basierend auf der OECD/G20-Vereinbarung über die Neuzuweisung von 

Besteuerungsrechten). Diese Finanzmittel werden zur Rückzahlung der Mittel des Pakets 

„NextGenerationEU“ herangezogen als auch zur Finanzierung des Klima-Sozialfonds verwendet 

werden. Mit dem Vorschlag für eine Verordnung zur Festlegung der Methoden und Verfahren für 

die Bereitstellung von Eigenmitteln auf der Grundlage des Emissionshandelssystems, des CO2-

Grenzausgleichssystems und neu zugewiesener Gewinne sowie der Maßnahmen zur 

Bereitstellung der erforderlichen Kassenmittel, COM(2022) 101, werden nun die praktischen 

Modalitäten, die verhältnismäßigen und erforderlichen Maßnahmen zur Kontrolle, Überwachung 

und Überprüfung der vorgeschlagenen zusätzlichen neuen Eigenmittel festgelegt. Eine große 
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internationale Bedeutung hat die Einigung der Mitglieder der OECD/G20 gegen die 

Gewinnverkürzung und Gewinnverlagerung von Unternehmen (siehe oben betreffend die 

Heranziehung der Besteuerungsrechte als neue Eigenmittel der EU), wodurch Gewinne dort 

besteuert werden sollen, wo die wirtschaftliche Tätigkeit und die Wertschöpfung stattfinden. Für 

dieses Besteuerungsrecht der Staaten besteht nun der Vorschlag der EU, dass 15% des Anteils 

an den Residualgewinnen der EU als Eigenmittel zugewiesen werden sollen (vgl. Vorschlag für 

eine Richtlinie zur Gewährleistung einer globalen Mindestbesteuerung für multinationale 

Unternehmensgruppen in der Union, COM(2021) 823). 

– Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 2011/16/EU des 

Rates über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden im Bereich der Besteuerung 

Einige Bestimmungen zum Informationsaustausch und zur Verwaltungszusammenarbeit im 

Bereich der Besteuerung sollen durch den RL-Vorschlag geändert werden. Besonders bedeutend 

sind die neuen Regelungen betreffend die Verpflichtung von Betreibern digitaler Plattformen, 

Einkünfte, die aus der Erbringung von Dienstleistungen oder dem Verkauf von Waren über 

Plattformen erzielt werden, an die Steuerbehörden zu melden. Darüber hinaus soll es einen 

verpflichtenden Austausch von gemeldeten Daten der Plattformbetreiber zwischen den 

Mitgliedstaaten geben. Erfasst von der Meldepflicht sollen die Vermietung von unbeweglichem 

Vermögen, persönliche Dienstleistungen, der Verkauf von Gütern, die Vermietung jeglicher 

Verkehrsmittel sowie Investitionen und Darlehen im Zusammenhang mit Crowdfunding werden. 

Erfreulicherweise konnte im ECOFIN bereits Anfang Dezember 2020 eine Einigung zu diesem 

Dossier bekannt gegeben werden, sodass am 22. März 2021 die Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union erfolgte. 
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Energie/Klimaschutz 

– „Fit für 55“-Paket 

Im Dezember 2020 legte der Europäische Rat ein Reduktionsziel für Treibhausgasemissionen bis 

zum Jahr 2030 um netto mindestens 55 % gegenüber 1990 fest, um bis 2050 Klimaneutralität in 

der EU zu erreichen. Im Rahmen des European Green Deal wurden daher am 14. Juli 2021 im 

Paket „Fit für 55“ zwölf Legislativvorschläge veröffentlicht. 

Darunter befinden sich unter anderem: 

 ein CO2-Grenzausgleichssystem, um das Risiko der Verlagerung von CO2- intensiver 

Produktion in das EU-Ausland zu verhindern, gleichzeitig aber die Vereinbarkeit mit WTO-

Regeln sicher zu stellen; 

 die Überarbeitung der VO über Landnutzung, Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft 

(LULUCF), um die Mitgliedstaaten stärker zur Vergrößerung und Verbesserung der 

natürlichen CO2-Senken in Übereinstimmung mit dem Europäischen Klimagesetz zu 

animieren; 

 eine Verschärfung des Emissionshandelssystems der EU durch Reduktion der Obergrenze 

für die Gesamtmenge bestimmter Treibhausgase und Ausdehnung des Systems auf 

andere Sektoren; 

 die Einbeziehung der Emissionen aus dem See- und Luftverkehr in das bestehende 

Emissionshandelssystem; 

 die Einführung eines neuen Emissionshandelssystems für Kraft- bzw. Brennstoffe im 

Straßenverkehr und in Gebäuden; 

 ein neuer Klima-Sozialfonds, um die Überwälzung der Kosten auf die Verbraucher von 

Kraft- und Brennstoffen abzumildern und Investitionen in neue Heiz- und Kühlsysteme 

sowie für saubere Mobilität zu unterstützen; 

 und eine Restrukturierung der Rahmenvorschriften der EU zur Besteuerung von 

Energieerzeugnissen und elektrischem Strom, damit die Mitgliedstaaten ihre Einnahmen 

mehr aus Ökosteuern (der Besteuerung von Kraft- und Heizstoffen sowie elektrischem 

Strom entsprechend ihren Auswirkungen auf die Umwelt und Gesundheit) statt aus den 

(zudem wachstumsschädlicheren) Steuern auf Arbeit beziehen. 

In der Stellungnahme Wiens wurde gefordert, dass nicht nur Eigentümer*innen Förderungen für 

die thermisch-energetische Sanierung erhalten, sondern auch Mieter*innen direkt profitieren 

sollten. Weiters wird eine generelle Bevorzugung von bestimmten Personengruppen in entlegenen 

oder ländlichen Gebieten kritisch gesehen, da auch im dicht besiedelten Raum Energiearmut 

existiert und somit ebenso Förderwürdigkeit gegeben ist. 
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– Energieeffizienz-Richtlinie 

Im Rahmen des „Fit für 55“-Pakets wurde weiters zur Zahl COM(2021) 558 ein Vorschlag zur 

Neufassung der Energieeffizienz-RL veröffentlicht. Energieeffizienz soll als „eigenständige 

Energiequelle“ behandelt werden. Neben einem höheren verbindlichen Effizienzziel zur Senkung 

des gesamten Energieverbrauches in der EU sollen nationale Jahresbeiträge festgelegt werden, 

womit sich die Energiesparverpflichtungen der Mitgliedstaaten auf fast das Doppelte erhöhen. 

Insbesondere soll der öffentliche Sektor jährlich 3 % seines Gebäudebestandes renovieren; auch 

um die Renovierungswelle zu beschleunigen, Arbeitsplätze zu schaffen sowie den 

Energieverbrauch und damit die Kosten für Steuerzahler*innen zu senken. 

Die unter der Federführung Wiens durchgeführte Subsidiaritätsprüfung ergab zwar in dieser 

Hinsicht keine Bedenken, allerdings wurden einige inhaltliche Kritikpunkte in einer einheitlichen 

Länderstellungnahme (VSt-6693/170) zusammengefasst, insbesondere der fehlende systemische 

Ansatz und die fehlende Ausdehnung von Fördermöglichkeiten auf Mietverhältnisse. Der 

gegenständliche Änderungsvorschlag sowie die einheitliche Länderstellungnahme wurden am 

8. September 2021 im Wiener Gemeinderatsausschuss für europäische und internationale 

Angelegenheiten debattiert. 

Auch der EU-Ausschuss des Bundesrates befasste sich am 2. Februar und am 8. März 2022 

kritisch mit dem Vorschlag zur Änderung der Energieeffizienz-RL. In einer Mitteilung an das 

Europäische Parlament und den Rat sowie an die Europäische Kommission gemäß Art. 23f Abs. 4 

B–VG bekannte er sich zwar uneingeschränkt zur Notwendigkeit der Reduktion von 

Treibhausgasemissionen im Sinne des Vertrags von Paris, forderte aber eine stärkere 

Bedachtnahme auf die jeweiligen Rahmenbedingungen in einzelnen Sektoren, insbesondere auch 

im öffentlichen. Ein großer Anteil der Umsetzungsmaßnahmen werde durch Städte und 

Gemeinden im Rahmen von Fördermaßnahmen, Sanierungen des Gebäudebestandes, 

Umstellung von Wärme- und Stromversorgungen, öffentlichen Fuhrparks und Bereitstellung von 

öffentlichen Verkehrsmitteln geleistet. Dazu benötige es vor allem personelle und finanzielle 

Ressourcen, aber auch eine gewisse Flexibilität von Vorgaben sowie Rücksicht auf lokale 

Besonderheiten aufgrund sehr unterschiedlicher Ausgangslagen. Auch die fehlende systemische 

Betrachtungsweise wurde gerügt. Zudem sollte bei der Reihung der Renovierungen im Zuge der 

erweiterten Renovierungspflicht des öffentlichen Sektors die Priorität auf schlecht sanierten 

Gebäuden sowie auf Gebäuden mit einer Nutzung im öffentlichen Interesse (wie 

Bildungseinrichtungen oder sozialer Wohnbau) liegen, um eine mehrfache – auch soziale – 

Dividende zu generieren. Außerdem wies der Ausschuss auf die Grenzen der Umsetzung von 

Maßnahmen an Gebäuden in Altstadtbereichen mit oft unter Denkmalschutz stehender historischer 

Bausubstanz hin, sowohl in Bezug auf den Dämmzustand als auch hinsichtlich der Nutzung von 

Solarenergie auf den Dächern. Schließlich wird eine Eingrenzung des Begriffs „öffentliche 
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Einrichtungen“ auf jene Organisationen und Einrichtungen, die Aufgaben im öffentlichen Interesse 

erfüllen, vorgeschlagen. 

– Richtlinie zur Gebäudeenergieeffizienz 

Als weiteren Teil des „Fit für 55“-Paketes veröffentlichte die EK am 15. Dezember 2021 einen 

Vorschlag zur Neufassung der RL über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, COM(2021) 

802, der auf die Erreichung eines emissionsfreien Gebäudebestands in der EU bis 2050 abzielt. 

Die Quote und der Umfang von Gebäuderenovierungen sollen gesteigert, Informationen über die 

Gesamtenergieeffizienz und Nachhaltigkeit von Gebäuden verbessert und das Erreichen der 

Klimaneutralität bis 2050 gewährleistet werden. Dies soll durch zahlreiche Maßnahmen erreicht 

werden: Einführung eines neuen CO2-Parameters; neue Definition der Begriffe 

„Nullemissionsgebäude“ und „Niedrigstenergiegebäude“; praxistauglichere Gestaltung nationaler 

Gebäuderenovierungspläne; Stärkung des Überwachungsrahmens durch Bewertung der Entwürfe 

der nationalen Gebäuderenovierungspläne durch die Kommission; Aktualisierung der Methode zur 

Berechnung der Gesamtenergieeffizienz; Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz; 

Verpflichtung der Gestaltung neuer Gebäude ab 2030 als Nullemissionsgebäude; Regelung 

weiterer wichtiger Aspekte wie gesundes Raumklima, Anpassung an den Klimawandel, 

Brandschutz, Risiken im Zusammenhang mit intensiven seismischen Aktivitäten und die 

Zugänglichkeit für Menschen mit Behinderungen; strengere Bestimmungen über die Beseitigung 

von Hindernissen für Renovierungen; Verpflichtung der Mitgliedstaaten zur finanziellen 

Unterstützung von in Sozialwohnungen lebenden Menschen; Verbesserung der bestehenden 

Bestimmungen über die Ausweise über die Gesamtenergieeffizienz; Neuskalierung der 

Gesamtenergieeffizienzklassen; Präzisierung der Bestimmungen über Inspektionen. 

In der (unter Mitwirkung Wiens) von Vorarlberg federführend erstellten einheitlichen 

Länderstellungnahme (VSt-4697/483) wurden zahlreiche Bedenken festgehalten. Insbesondere 

fehlt der EU die Kompetenz, den Mitgliedstaaten bei einer Neuerrichtung bzw. größeren 

Gebäuderenovierung weitere Aspekte (gesundes Raumklima, Anpassung an den Klimawandel, 

Brandschutz, Risiken im Zusammenhang mit intensiven seismischen Aktivitäten, Entfernung 

gefährlicher Stoffe einschließlich Asbest, Berücksichtigung der Zugänglichkeit für Menschen mit 

Behinderungen) vorzuschreiben. Weiters widersprechen sowohl die Vorgabe an die 

Mitgliedstaaten, wie die für Gebäude noch notwendigen erneuerbaren Energien zu generieren 

sind, als auch EU-einheitliche Regelungen dahingehend, ob bzw. in welcher Tiefe nationale 

Datenbanken über die Gesamtenergieeffizienz der Gebäude und des nationalen 

Gebäudebestands zu organisieren sind, und zudem die (weitere) Vereinheitlichung der 

Energieausweise dem Subsidiaritätsprinzip. Die vorgegebenen, niedrigen absoluten 

Höchstgrenzen für den Primärenergiebedarf sowie die unrealistisch kurzen Fristen zur 

Renovierung der bestehenden Gebäude, um die Mindestvorgaben für die Gesamtenergieeffizienz 
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(Energieeffizienzklassen) zu erreichen, sind ebenso unverhältnismäßig wie die Vorschreibung von 

Mess- und Kontrollvorrichtungen zur Überwachung und Regelung der Raumluftqualität für alle 

Nullemissionsgebäude, die verpflichtende Vorverkabelung für jeden Stellplatz, die verpflichtende 

Inaugenscheinnahme durch unabhängige Sachverständige für die Ausstellung des 

Energieausweises und die verpflichtende Ausstellung samt Vorlagepflicht eines digitalen 

Energieausweises auch für Gebäude, für welche ein Mietvertrag verlängert wird. 

Bei der Sitzung des EU-Ausschuss des Bundesrates am 8. März 2022 wurde über den 

gegenständlichen RL-Vorschlag debattiert und einige der in der Länderstellungnahme geäußerten 

Bedenken in einer Mitteilung an die Europäische Kommission, den Rat der EU und das 

Europäische Parlament gemäß Art. 23f Abs. 4 B-VG festgehalten. 

Das Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 

(BMK) verneinte auf Basis einer „kompetenzrechtlichen Prüfung“ vom 1. April 2022 die 

Bindungswirkung der einheitlichen Länderstellungnahme. Dies wiesen die Bundesländer in einer 

gemeinsamen Stellungnahme vom 30. Juni 2022 zurück (VSt-4697/500) und begrüßten die 

Befassung des Verfassungsdienstes des Bundeskanzleramtes mit der Prüfung der jeweiligen 

innerstaatlichen Kompetenzen. 

– REPowerEU-Plan 

Die derzeitigen internationalen Spannungen nach der russischen Invasion der Ukraine, die 

geopolitische Gesamtlage und die sehr hohen Energiepreise verstärkten nach Ansicht der EK die 

Notwendigkeit, die Steigerung der Energieeffizienz und den Einsatz erneuerbarer Energien in der 

EU zu beschleunigen, weshalb am 18. Mai 2022 ein Paket mit neuen Änderungsentwürfen der 

Rechtsakte zur Energieeffizienz, den erneuerbaren Energien sowie der Gebäudeenergieeffizienz 

(zusammen mit Änderungen der VO betreffend die Aufbau- und Resilienzpläne der Mitgliedstaaten 

und mehreren Mitteilungen) vorgelegt wurde (REPowerEU-Plan, COM(2022) 221, 222, 231, 236 

und 240). Die Subsidiaritätsprüfung des Änderungsvorschlags betreffend die Energieeffizienz 

wurde von Wien durchgeführt und ergab keine Bedenken, da hier lediglich die Zielwerte verschärft 

wurden. 

Die RL zur Gebäudeenergieeffizienz soll um die Verpflichtung der Mitgliedstaaten erweitert 

werden, alle neuen Gebäude so zu konzipieren, dass ihr Potenzial zur Erzeugung von Solarenergie 

optimiert wird. Zudem sollen schrittweise bis zum 31. Dezember 2029 auf allen neuen und 

bestehenden öffentlichen und gewerblichen Gebäuden mit einer Gesamtnutzfläche von mehr als 

250 Quadratmetern sowie auf allen neuen Wohngebäuden Solarenergieanlagen installiert werden. 

Bis dato kam dazu keine Stellungnahme der Länder zustande. 
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Umwelt 

„Die Umweltnormen der EU zählen zu den strengsten der Welt. Die EU-Umweltpolitik trägt zu einer 

umweltfreundlicheren Wirtschaft, zum Schutz der Natur und zur Sicherung von Gesundheit und 

Lebensqualität der Menschen in der EU bei. Die EK schlägt Strategien und Rechtsvorschriften vor, 

die darauf abzielen, die natürlichen Lebensräume zu schützen, Luft und Wasser rein zu halten, 

eine ordnungsgemäße Abfallentsorgung zu gewährleisten und die Kenntnisse über giftige 

Chemikalien zu verbessern. Außerdem soll Unternehmen beim Übergang zu einer nachhaltigen 

Wirtschaft geholfen werden“ (www.ec.europa.eu/environment). 

Aktuelle Schwerpunkte in der EU-Umweltpolitik sind der Null-Schadstoffaktionsplan, die 

Bodenstrategie und die Forststrategie sowie die Abfallwirtschaft, die Biodiversitätsstrategie, die 

Strategie für ein faires, gesundes und umweltfreundliches Lebensmittelsystem und die Initiativen 

zur Wiederherstellung gesunder Ökosysteme. 

– Null-Schadstoffaktionsplan für Europa 

Ausgehend von dem im Europäischen Grünen Deal verankerten Null-Schadstoff-Ziel bis 2050 

haben wir alle dafür zu sorgen, die Umweltverschmutzung soweit zu reduzieren, dass sie keine 

Gefahr mehr für die menschliche Gesundheit und die natürlichen Ökosysteme darstellt. Der 

inhaltlich weitreichende EU-Aktionsplan „Schadstofffreiheit von Luft, Wasser und Boden“, COM 

(2021) 400 vom 12. Mai 2021, erfasst die Schadstoffe in Luft, Wasser und Boden. Die Strategie für 

den Aufbau des Aktionsplans liegt in der „Pyramide“ des Handelns bei der Produktion von Waren 

und Dienstleistungen: Zunächst steht die Devise „Vorbeugen“ im Vordergrund. Dies bedeutet, 

dass keine Schadstoffe emittiert werden sollen. Als zweite Handlungsoption gilt “Minimieren und 

Kontrollieren“. Damit ist gemeint, dass – wenn man schon Schadstoffe ausstößt – dies so wenig 

wie möglich erfolgen soll und der Umfang kontrolliert werden muss. Dritte Forderung ist 

„Beseitigen und Sanieren“. Das heißt, wenn eine Verschmutzung stattfindet, ist diese zu 

beseitigen und soweit zu sanieren, dass wieder ein guter Zustand für die drei Elemente Luft, 

Wasser und Boden hergestellt ist. Im Bereich Luft sollen auch die EU-Luftqualitätsstandards an die 

WHO-Normen angeglichen werden. Im Bereich Wasser werden die bestehenden Wassergesetze 

verbessert und beispielsweise die Richtlinie über die Behandlung von kommunalem Abwasser 

überarbeitet, um die Schadstoffbelastung zu reduzieren. Ebenso werden Listen problematischer 

Stoffe für Oberflächengewässer und Grundwasser entsprechend den neuesten Erkenntnissen 

aktualisiert. Für den Bereich Boden liegt der Schwerpunkt auf der Ermittlung und Sanierung 

verunreinigter Flächen. Die Bekämpfung der Umweltverschmutzung ist erfreulicherweise meist 

gekoppelt mit der Senkung von Treibhausgasemissionen. Beispielsweise trägt die 

Wärmedämmung von Gebäuden oder der Einbau sauberer Heizsysteme zur Luftreinhaltung und 

zur Reduktion von CO2 bei. 
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Folgende Ziele werden im Aktionsplan bis 2050 gesetzt: 

 die gesundheitlichen Auswirkungen der Luftverschmutzung um mehr als 55% zu senken, 

 den durch Verkehrslärm verursachten Anteil für chronisch beeinträchtigte Menschen um 

30% zu verringern, 

 die biologische Vielfalt, die durch Luftverschmutzung bedroht ist, um 25% zu reduzieren, 

 die Nährstoffverluste, den Einsatz und die Risiken chemischer Pestizide um 50% zu 

senken, 

 die Kunststoffabfälle im Meer um 50% und das in die Umwelt freigesetzte Mikroplastik um 

30% zu reduzieren und 

 das gesamte Abfallaufkommen erheblich sowie Siedlungsabfälle um 50% zu verringern. 

– EU-Bodenstrategie für 2030 

Der landwirtschaftlich genutzte Boden ist Ausgangspunkt aller Lebensmittelketten und der 

biologischen Vielfalt, jedoch sind mehr als die Hälfte der Böden nicht gesund. Auch geht etwa eine 

Milliarde Tonnen an Boden durch Erosion verloren. Negativ wirksam sind zusätzlich der Rückgang 

organischer Substanzen, die Verschmutzung, die Versalzung und Versiegelung aber auch die 

Übernutzung und der Eintrag von Schadstoffen. Ausgehend von der Null-Schadstoffstrategie wird 

eine neue Gesetzgebungsinitiative zur Bodengesundheit („EU-Bodenstrategie für 2030“, 

COM(2021) 699) vorgeschlagen. Beispielsweise müssen unbedingt Emissionen aus 

trockengelegten Torfmooren gestoppt und die Speicherung von CO2 in anderen Böden gefördert 

werden. Auch soll eine „Carbon Farming“-Initiative für eine klimaeffiziente Landwirtschaft gestartet 

werden, um den Gehalt an organischem Kohlenstoff in landwirtschaftlich genutzten Böden zu 

erhöhen. Eine weitere Maßnahme ist die sichere Ausbringung von schadstofffreiem Kompost, 

Gärrückstand und Dung, um den Nährstoff- und den CO2-Kreislauf zu schließen. Als Ziel ist 

vorgesehen, den „Netto-Null-Flächenverbrauch“ bis 2050 zu erreichen, was bedeutet, dass die 

Flächenverbrauchshierarchie „Vermeiden – Wiederverwenden – Minimieren – Ausgleichen“ soweit 

wirksam wird, dass keine weiteren Natur- oder Agrarflächen versiegelt werden. Damit steht auch 

in Zukunft genug Fläche für die Erzeugung von Lebensmitteln zur Verfügung und im 

Zusammenhang mit der Gemeinsamen Agrarpolitik wird ein verantwortungsvoller Umgang mit dem 

Boden unterstützt. Generell wird seitens der Länder eine kritische Haltung betreffend die Erlassung 

einheitlicher, unionsweiter Bodenschutznormen – auch im Hinblick auf die Einhaltung des 

Subsidiaritätsprinzips – eingenommen, da aufgrund der sehr unterschiedlichen Bodentypen, der 

diversen Bewirtschaftungsausprägungen und der unterschiedlichen klimatischen Bedingungen 

einer regionalen Regelung der Vorzug zu geben ist. 

Zusätzlich wurde eine VO über entwaldungsfreie Produkte, COM(2021) 706, vorgeschlagen. Die 

Ausdehnung landwirtschaftlicher Nutzflächen zur Erzeugung von Lebensmitteln zuungunsten der 

Wälder soll dadurch eingeschränkt werden. Hiebei sollen Wirtschaftsteilnehmer durch die 
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Verpflichtung der Angabe von geographischen Koordinaten des Landes für die Produktion von z.B. 

Kakao, Kaffee und Palmöl sicherstellen, dass nur entwaldungsfreie Produkte und mit den Gesetzen 

des Ursprungslandes vereinbare Produkte auf den EU-Markt gebracht werden. 

– EU-Waldstrategie bis 2030 

Im Kampf gegen den Klimawandel und den Verlust der biologischen Vielfalt tragen die Wälder 

wesentlich zur CO2-Reduktion (Kohlenstoffsenken) bei. Die „Neue EU-Waldstrategie für 2030“, 

COM(2021) 572, beinhaltet konkrete Maßnahmen zur Steigerung der Quantität und Qualität der 

Wälder sowie zur Stärkung des Schutzes, ihrer Wiederherstellung und ihrer 

Widerstandsfähigkeit. Auch nachhaltige Waldbewirtschaftung und die Festlegung verbindlicher 

Wiederherstellung der Natur in Wäldern ist davon erfasst. Zusätzlich werden Zahlungsregelungen 

für die Waldbesitzer*innen und Waldbewirtschafter*innen vorgesehen, die mit ihrer 

Waldbewirtschaftung derzeit unbezahlte Ökosystemdienstleistungen erbringen. Der Klimawandel 

hat bereits die Lebensräume der Wälder verändert, aber auch Schädlingsbefall, Dürren und 

Waldbrände richten schweren Schaden an bewaldeten Flächen an. Ein Fahrplan für die 

Anpflanzung von mindestens 3 Milliarden zusätzlicher Bäume bis 2030 unter uneingeschränkter 

Achtung der ökologischen Grundsätze ist daher ebenfalls Bestandteil dieser Strategie. 

– Abfallwirtschaft 

Neuer Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft 

Im Sinne der Verwirklichung der Ambitionen des Green Deals steht die Mitteilung „Ein neuer 

Aktionsplan für die Kreislaufwirtschaft – Für ein sauberes und wettbewerbsfähiges Europa“, 

COM(2020) 98. Das Ziel ist vor allem die Schaffung nachhaltiger Produkte und die 

kreislauforientierte Verwendung von Materialen und Rohstoffen. Viele Wertschöpfungsketten – wie 

Elektronik, IKT, Batterien und Fahrzeuge, Verpackungen, Kunststoffe Textilien, Bauwirtschaft und 

Gebäude sowie Lebensmittel, Wasser und Nährstoffe – sollen davon erfasst werden. Besonders 

hervorzuheben ist das Anstreben der „Schaffung eines Rechts auf Reparatur“ für Verbraucher. 

Einige der konkreten Umsetzungsakte sind für das Frühjahr bzw. den Sommer 2022 vorgesehen. 

Verbringung von Abfällen 

Der Entwurf einer VO über die Verbringung von Abfällen, COM(2021) 709, zielt darauf ab, eine 

Verlagerung der EU-Abfallproblematik in Drittländer zu verhindern. Es müssen daher alle EU-

Unternehmen, die Abfälle in Länder außerhalb der EU verbringen, sicherstellen, dass die 

abnehmenden Anlagen einer unabhängigen Prüfung unterliegen und eine umweltgerechte 

Bewirtschaftung durchführen. Zusätzlich sollen Abfälle leichter wieder in die Produktionskette 

rückgeführt werden können, um ein Recycling und eine Wiederverwendung in der EU zu 

ermöglichen und damit die Abhängigkeit der EU von Primärrohstoffen zu reduzieren. Mit den 
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Bestimmungen ist auch die Bekämpfung des illegalen Abfallhandels verbunden, da eine 

Verbesserung der Effizienz und Wirksamkeit der Durchsetzungsmaßnahmen mittels Einrichtung 

einer eigenen Expertengruppe (Bedienstete der Mitgliedstaaten unter Vorsitz der EK) für die 

Durchsetzung der Vorschriften über die Abfallverbringung sowie durch die Erleichterung 

grenzüberschreitender Ermittlungen erfolgen soll. 

– Biodiversitätsstrategie für 2030 

Die neue Biodiversitätsstrategie für 2030, COM(2021) 380, beinhaltet einen Plan für einen 

umfassenden, systemischen und ehrgeizigen Schutz der Natur und soll zur Verbesserung der 

Ökosysteme beitragen. Er umfasst die Ausarbeitung eines Vorschlags für einen neuen 

Rechtsrahmen für die Wiederherstellung der Natur mit verbindlichen Zielen für die 

Wiederherstellung geschädigter Ökosysteme und die Verbesserung des Erhaltungszustands von 

mindestens 30% der geschützten Lebensräume und Arten in der EU. Weiters ist u.a. die 

Verringerung des Einsatzes der risikoreichen/gefährlichsten Pestizide um 50% und die Steigerung 

des ökologischen/biologischen Landbaus auf 25% der landwirtschaftlichen Flächen sowie der 

Schutz der verbleibenden Primär- und Urwälder vorgesehen. In der Mitteilung werden aber auch 

Fragen der Verflochtenheit des Verlustes von biologischer Vielfalt mit dem Klimawandel 

angesprochen. Darüber hinaus wird auch die Problematik der Finanzierung der Wiederherstellung 

von Ökosystemen thematisiert und ein Rahmen für eine neue „Vereinbarung für grüne Städte“ 

vorgeschlagen. 

– Umweltfreundliches Lebensmittelsystem 

Die EK veröffentlichte am 20. Mai 2020 eine Mitteilung mit dem Titel „Vom Hof auf den Tisch – eine 

Strategie für ein faires, gesundes und umweltfreundliches Lebensmittelsystem“, COM(2020) 381. 

Ein funktionierendes Versorgungssystem – insbesondere mit erschwinglichen Lebensmitteln – ist 

von großer Wichtigkeit für unsere Gesellschaft. Die damit zusammenhängenden 

Wechselwirkungen zwischen Gesundheit, unseren Ökosystemen, den Versorgungsketten, 

Verbrauchsmustern und die damit verbundenen Belastungsgrenzen unseres Planeten sind uns 

durch die Pandemie sehr bewusst geworden. Mit der vorliegenden Strategie soll unser 

Lebensmittelsystem nachhaltiger und resilienter werden. Die Mitteilung beinhaltet ua. die 

Themenbereiche biobasierte Kreislaufwirtschaft, chemische Pestizide, integriertes 

Nährstoffmanagement, Tierwohl, Pflanzengesundheit und ökologischer Landbau. Darüber hinaus 

werden nachhaltige Verfahren in den Bereichen Lebensmittelverarbeitung, Groß- und 

Einzelhandel, Gastgewerbe und Verpflegungsdienstleistungen sowie die Förderung von 

nachhaltigem Lebensmittelverzehr und die Umstellung auf nachhaltige Ernährung angesprochen. 

Aber auch die Bereiche Forschung, Innovation, Technologie und Investitionen in die 

Lebensmittelsysteme sowie Beratungsdienste, Daten- und Wissensaustausch werden erörtert. 
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Notfallplan Lebensmittelversorgung 

Wie in der obigen Strategie angekündigt hat die EK Mitte November 2021 den Notfallplan zur 

Gewährleistung der Lebensmittelversorgung und Ernährungssicherheit, COM(2021) 689, 

veröffentlicht, der die Versorgung in Krisenzeiten mit widerstandsfähigen und nachhaltigen 

Lebensmitteln sicherstellen soll. Die Koordinierung und Sicherstellung der Lebensmittelkette für 

den Agrar-, Fischerei-, Aquakultur- und Lebensmittelsektor wird verbessert und der Warenverkehr, 

die Freizügigkeit systemrelevanter Arbeitskräfte im Binnenmarkt oder die Behebung von 

Liquiditätsproblemen der Erzeuger werden damit gewährleistet. 

– Revidierte Industrieemissionsrichtlinie 

Ziel der Überarbeitung der bestehenden Industrieemissionsrichtlinie ist eine weitere Verringerung 

der Schadstoffemissionen durch Agrar- und Industrieanlagen in Luft und Wasser. Dies soll vor 

allem über die Förderung von innovativen Technologien im Sinne der besten verfügbaren 

Techniken erfolgen als auch die Ausweitung des Anwendungsbereiches auf kleinere 

landwirtschaftliche und Industriebetriebe. Zusätzlich soll auch durch die Miteinbeziehung des 

Ausstoßes von Methangas von landwirtschaftlichen Betrieben eine weitere Verminderung der CO2-

Emissionen stattfinden. Allerdings führen diese Maßnahmen zu wesentlichen Kosten für die 

Betreiber, weshalb das Kosten-Nutzen-Verhältnis im Hinblick auf den Mehrwert der erforderlichen 

Maßnahmen zu hinterfragen ist und somit Bedenken hinsichtlich der Verhältnismäßigkeit – 

insbesondere für den Agrarsektor – bestehen. Auch der VO-Vorschlag für die Errichtung eines 

Industrieemissionsportals wird im Hinblick auf die Betriebs- und Verwaltungskosten – damit sind 

auch die Kosten für die Behörden erfasst – im Hinblick auf die Verhältnismäßigkeit kritisch 

gesehen. 

– Wiederherstellung gesunder Ökosysteme 

In dem im Juni 2022 veröffentlichten Verordnungsvorschlag zur Wiederherstellung der Natur wird 

das Ziel gesetzt, dass 20% der EU-Fläche bis 2030 gewisse Verbesserungen – wie etwa die 

Erhöhung der Bestäuberpopulation, mehr Grünflächen in den Städten, die Erhöhung der 

Biodiversität, die Wiederherstellung und Benässung von ausgetrockneten Mooren oder mehr 

unregulierte Flussläufe – erfahren sollen. Die Renaturierung schließt eine Wirtschaftstätigkeit nicht 

aus, sondern soll Leben im Einklang mit der Natur ermöglichen und die Klimaresilienz, die 

Anpassung an den Klimawandel sowie die menschliche Gesundheit fördern. Die Bundesländer 

sehen den Verordnungsentwurf im Hinblick auf die Regelungskompetenzen und hinsichtlich der 
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bereits in bestehenden Natura-2000-Gebieten getroffenen umfangreichen Schutzmaßnahmen 

kritisch. 

Gleichzeitig mit Wiederherstellungszielen wurde ein Verordnungsvorschlag für die Revision der 

Richtlinie über die nachhaltige Verwendung von Pestiziden veröffentlicht, um die Ausbringung 

gefährlicher Pestizide bis 2030 um 50% wirkungsvoll zu reduzieren und auf eine alternative, 

umweltfreundliche Schädlingsprävention umzusteigen. Auch ist damit das Verbot des Einsatzes 

von Pestiziden auf städtischen Grünflächen, Spielplätzen und öffentlichen Parks verbunden. Die 

Bundesländer haben in einer einheitlichen Stellungnahme der Länder (VSt-6515/81 vom 

31.8.2022) die Ansicht vertreten, dass zwar die Zielsetzung begrüßenswert ist, jedoch zunächst 

die Umsetzung der bereits bestehenden Vorschriften in vielen anderen Mitgliedstaaten der Vorzug 

zu geben ist. Der Wechsel des Rechtssetzungsinstruments von einer Richtlinie zu einer 

Verordnung bringt keinen Mehrwert und stellt eine weit größere einschneidende Wirkung dar als 

eine Richtlinie, die gewisse Umsetzungsmöglichkeiten den Mitgliedstaaten überlässt. U.a. ist auch 

eine Befolgungspflicht betreffend die Maßnahmen zur Verringerung der Verwendung von 

Pestiziden subsidiaritätswidrig. Ebenso werden die Vorschläge hinsichtlich der Herabsetzung der 

Reduktionsziele ohne vollständige Berücksichtigung der Leistungen aus der Vergangenheit sowie 

die Aufzeichnungs- und Überwachungspflichten als verhältniswidrig angesehen. 
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Digitaler Binnenmarkt 

Der digitale Binnenmarkt bzw. generell die digitale Agenda ist unter dem Motto „Ein Europa für das 

digitale Zeitalter“ weiterhin ein wesentlicher Themenschwerpunkt der EK. Aus Wiener Sicht sind 

aktuell insbesondere die Themenfelder „Künstliche Intelligenz“ sowie ein „Europäischer Raum für 

Gesundheitsdaten“ hervorzuheben. 

– Gesetz über künstliche Intelligenz 

Am 21. April 2021 legte die EK zum politischen Ziel „Ein Europa für das Digitale Zeitalter“ einen 

Verordnungsvorschlag zur Festlegung harmonisierter Regeln für Künstliche Intelligenz (Artificial 

Intelligence Act) und zur Änderung bestimmter Rechtsakte der Union, COM(2021) 206, vor. Dieser 

Legislativvorschlag ist eine Folgemaßnahme zum „Digitalpaket“ der EU vom 19. Februar 2020, 

insbesondere zum Weißbuch Künstliche Intelligenz, COM(2020) 65. Mit der gegenständlichen 

Verordnung sollen harmonisierte Marktregeln für künstliche Intelligenz (KI) und ein Verbot gewisser 

Formen von KI eingeführt werden. Weiters werden unter anderem spezielle Voraussetzungen für 

gefährliche Produkte, die KI enthalten, sowie Regeln für die Marktüberwachung festgelegt. 

In der von Wien federführend erstellten gemeinsamen Länderstellungnahme (VSt-5684/12) 

werden insbesondere Widersprüche zur Datenschutz-GrundVO, unklare Definitionen und 

Regelungen sowie mangelnde Transparenzregelungen gerügt. Da etliche Mitgliedstaaten diese 

Bedenken teilen, verlaufen die Verhandlungen auf Ebene der Ratsarbeitsgruppen zäh. Dennoch 

wird eine Einigung noch 2022 erwartet. 

– Europäischer Raum für Gesundheitsdaten (EHDS) 

Am 3. Mai 2022 legte die EK den ursprünglich bereits im Arbeitsprogramm für das Jahr 2021 

vorgesehenen Verordnungsvorschlag betreffend die Schaffung eines europäischen Raums für 

Gesundheitsdaten (European Health Data Space – EHDS) vor. Die Initiative soll zum Aufbau einer 

europäischen Gesundheitsunion beitragen und stellt den ersten, im Rahmen der EU-

Datenstrategie vorgesehenen, bereichsspezifischen gemeinsamen EU-Datenraum dar. Damit soll 

ein Raum geschaffen werden, in dem natürliche Personen mehr Kontrolle über ihre elektronischen 

Gesundheitsdaten haben und der Austausch verschiedener Arten elektronischer 

Gesundheitsdaten und der Zugang zu diesen Daten verbessert wird. Zudem soll mit dem 

Verordnungsvorschlag ein Rechtsrahmen für die Sekundärnutzung elektronischer 

Gesundheitsdaten, z. B. für Forschung, Innovation, Politikgestaltung, Patientensicherheit oder 

Regulierungstätigkeiten, geschaffen werden. Die Betroffenheit der Länder ergibt sich im Hinblick 

auf Krankenanstalten und Gesundheitsbehörden, da dort Gesundheitsdaten generiert und genutzt 

werden müssen. Im September 2022 erging zu diesem Verordnungsvorschlag eine einheitliche 
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Länderstellungnahme (VSt-5777/29), in der, neben einer Reihe konkreter Anmerkungen zu 

einzelnen Bestimmung des Vorschlags, wichtige Eckpunkte der gemeinsamen Position der Länder 

dargelegt wurden. Diesbezüglich wird u.a. die Notwendigkeit der Gewährleistung des Schutzes 

persönlicher Daten im neu zu schaffenden Gesundheitsdatenraum, insbesondere betreffend den 

Zugang zu Gesundheitsdaten für Forschungszwecke, unterstrichen, die weitreichenden 

Befugnisse der EK zur Erlassung von delegierten Rechtsakten sowie Durchführungsrechtsakten 

kritisch angemerkt und die Forderung nach einer „Opt-out“ Lösung in Bezug auf die Speicherung 

von Gesundheitsdaten bekräftigt. Über den Verordnungsvorschlag wird derzeit auf EU-Ebene 

verhandelt. 
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Migrations- und Asylpolitik 

Am 23. September 2020 legte die EK ihr im Arbeitsprogramm 2020 ursprünglich bereits für das 

erste Quartal 2020 angekündigtes Migrations- und Asylpaket vor. Mit diesem Paket soll ein 

Neustart in der europäischen Asyl- und Migrationspolitik ermöglicht werden, nachdem frühere 

Reforminitiativen zu keinem Abschluss gebracht werden konnten. Das vorgelegte Paket umfasst 

neben der Mitteilung „Ein neues Migrations- und Asylpaket“, COM(2020) 609 final, neun Initiativen, 

wovon die nachfolgenden fünf Initiativen legislativer Natur sind: 

 Vorschlag für eine Verordnung über Asyl- und Migrationsmanagement, COM(2020) 610 

final; 

 Geänderter Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens 

zur Gewährung internationalen Schutzes in der Union und zur Aufhebung der Richtlinie 

2013/13/EU; COM(2020) 611 final; 

 Vorschlag für eine Verordnung zur Einführung eines Screenings von 

Drittstaatsangehörigen an den Außengrenzen; COM(2020) 612 final; 

 Vorschlag für eine Verordnung zur Bewältigung von Krisensituationen und Fällen höherer 

Gewalt im Bereich Migration und Asyl, COM(2020) 613 final; 

 Geänderter Vorschlag für eine Verordnung über die Einrichtung von „Eurodac“ (= 

Europäisches System für den Abgleich biometrischer Daten von Asylwerbern), COM(2020) 

614 final. 

Zu den Kernelementen dieses umfangreichen Legislativpakets zählen u. a. der mit dem „Vorschlag 

für eine Verordnung über Asyl- und Migrationsmanagement“ eingeführte und mit dem „Vorschlag 

für eine Verordnung zur Bewältigung von Krisensituationen und Fällen höherer Gewalt im Bereich 

Migration und Asyl“ für Krisensituationen entsprechend angepasste neue 

Solidaritätsmechanismus, der nunmehr auch sog. „Rückkehrpatenschaften“ als neues Instrument 

des Solidaritätsbeitrags umfassen soll. Außerdem wird die Einführung eines integrierten 

Grenzverfahrens vorgeschlagen, das u. a. erstmals ein obligatorisches Screening-Verfahren vor 

der Einreise vorsieht, das für alle Drittstaatsangehörigen durchzuführen ist, die unbefugt die EU-

Außengrenze übertreten. 

Am 7. Jänner 2021 erging zu diesem Paket eine einheitliche Länderstellungnahme (VSt-

3042/9). Darin wird festgehalten, dass hinsichtlich der o. a. Rechtssetzungsinitiativen keine 

Verstöße gegen das Subsidiaritätsprinzip festgestellt wurden. Jedoch wurden in Bezug auf 

einzelne Bestimmungen im Vorschlag für eine Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung 

sowie im Änderungsvorschlag betreffend den Vorschlag für eine Asylverfahrensverordnung 

Verhältnismäßigkeitsbedenken vorgebracht. Die inhaltliche Stellungnahme des Landes Wien, in 

der u. a. die Verpflichtung bekräftigt wurde, dass im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen 

Ausweitung beschleunigter Asylverfahren individuellen Sondersituationen, die Verfolgungsgefahr 
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indizieren, angemessen Rechnung zu tragen ist, sodass eine Prüfung des individuellen Einzelfalls 

gewährleistet bleibt, wurde im Rahmen der Länderstellungnahme berücksichtigt. 

Über die o. a. legislativen Initiativen des Migrations- und Asylpakets wird nach wie vor im Rat 

verhandelt. Fortschritte erzielten die MS zuletzt im Juni 2022 bei der Eurodac-Verordnung und der 

Screening-Verordnung. Bezüglich dieser Initiativen des Migrations- und Asylpakets konnte sich der 

Rat auf Verhandlungsmandate einigen.5 Kürzlich verständigten sich die beiden Co-Gesetzgeber, 

Rat und Europäisches Parlament, auf einen gemeinsamen Fahrplan für die weiteren 

Verhandlungen über die Initiativen des neuen Migrations- und Asylpakets. Demnach sollen alle 

erforderlichen Schritte unternommen werden, damit die Legislativvorschläge noch vor Ende der 

aktuellen Legislaturperiode angenommen werden.6 

Zwischenzeitlich legte die EK auch die im Arbeitsprogramm für das Jahr 2021 angekündigten 

Folgeinitiativen im Rahmen des Migrations- und Asylpaket vor, nämlich Mitteilungen betreffend die 

„EU-Strategie für freiwillige Rückkehr und Wiedereingliederung“, COM(2021) 120 final, und 

betreffend einen „Neuen EU Aktionsplan gegen die Schleusung von Migranten (2021-2025)“, COM 

(2021) 591 final. Im Mai 2022 veröffentlichte die EK schließlich ein Paket von Initiativen im Bereich 

der legalen Migration, das unter anderem auch den bereits im EK Arbeitsprogramm 2021 als 

REFIT-Initiative ausgewiesenen Vorschlag zur Neufassung der Richtlinien betreffend die 

Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten Drittstaatsangehörigen enthält. Mit diesem 

Richtlinienvorschlag soll u. a. der Erwerb der Rechtsstellung eines langfristig 

Aufenthaltsberechtigten erleichtert werden, insbesondere indem Drittstaatsangehörigen ermöglicht 

wird, Aufenthaltszeiten in verschiedenen Mitgliedstaaten zu kumulieren, um die Voraussetzung 

hinsichtlich der Aufenthaltsdauer zu erfüllen. Außerdem zielt der Vorschlag darauf ab, die Rechte 

langfristig Aufenthaltsberechtigter und ihrer Familienangehörigen zu stärken – einschließlich des 

Rechts, in andere Mitgliedstaaten zu ziehen und dort zu arbeiten –, beispielsweise durch eine 

Erleichterung der Familienzusammenführung und der Mobilität innerhalb der EU. 

5 https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/06/22/migration-and-asylum-pact-council-
adopts-negotiating-mandates-on-the-eurodac-and-screening-regulations/. 
6 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/STATEMENT_22_5383. 
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